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VORSCHLÄGE
Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den federführenden Ausschuss für Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:
1.
stellt fest, dass der Klimawandel, der Verlust an biologischer Vielfalt und der übermäßige Verbrauch von natürlichen Ressourcen Herausforderungen darstellen, die alle EU‑Bürger betreffen, und dass auf allen staatlichen Ebenen Handlungsbedarf besteht, um die jeweiligen Folgen abzufedern; erachtet es als notwendig, für Synergien zwischen der Kohäsionspolitik und Umwelt-, Gesundheits- und Raumordnungspolitik zu sorgen und die Zusammenarbeit zwischen Gebietskörperschaften und Regionen sowie grenzüberschreitend und in Makroregionen zu verbessern, um eine ausgeglichene Entwicklung zwischen städtischen und vorstädtischen, forstwirtschaftlich genutzten und ländlichen Gebieten zu erzielen; hebt das Potenzial einer nachhaltigen Raumplanung hervor und ist der Ansicht, dass Maßnahmen, die eine Landnutzungsänderung bewirken, insbesondere im Zusammenhang mit Monokulturen und der Erzeugung von Biokraftstoffen, sorgfältig geprüft werden müssen;

2.
hält es für besonders wichtig, die Zusammenarbeit zwischen den nationalen, lokalen und regionalen Behörden mit Gruppen von lokalen Gemeinschaften und anderen Interessenträgern zu verbessern, um öffentlich‑private Partnerschaften zu fördern, die auf eine bessere Anwendung der EU‑Rechtsvorschriften im Bereich Abfallbewirtschaftung abzielen; legt nahe, besonders bei Projekten in Städten, im ländlichen Raum und mit grenzübergreifenden Belangen auf das Konzept der lokalen Entwicklung auf der Grundlage lokaler Partnerschaften zurückzugreifen; empfiehlt, gegebenenfalls EU‑Finanzmittel zu nutzen, um ein integriertes Abfallbewirtschaftungssystem einzurichten; weist darauf hin, dass eine enge Zusammenarbeit mit Universitäten, Forschern, Unternehmen und anderen interessierten Akteuren notwendig ist, um rasch innovative Technologien zu entwickeln, mit denen mehr Abfall rezykliert wird, Ressourcen schonender genutzt werden und die Planung verbessert wird, um die Auswirkungen der Gewinnung von Mineralien und Mineralaggregaten zu reduzieren und alternative Abfallentsorgungssysteme zu schaffen, die umweltfreundlich sind und den Bestimmungen der Abfallrahmenrichtlinie vollständig entsprechen;

3.
empfiehlt, ein ausgewogenes Verhältnis zwischen dem Erfordernis, den Klimawandel zu bekämpfen und den Verlust an biologischer Vielfalt zu stoppen bzw. einzudämmen, und dem 7. Umweltaktionsprogramm herbeizuführen, damit die Europäische Union die Ziele der Strategie Europa 2020 verwirklichen kann und keine unnötigen Kosten infolge des Klimawandels und des Verlusts an biologischer Vielfalt entstehen; betont in diesem Zusammenhang die Bedeutung der Kohäsionspolitik nach 2013; hebt im Sinne der Präventionspolitik außerdem hervor, dass Kosten auch als Investitionen in die Zukunft und in neue Arbeitsplätze betrachtet und unter anderem Informations- und Aufklärungskampagnen begonnen werden müssen, damit bewährte Verfahren auf allen Ebenen ausgetauscht werden können; hält es für besonders wichtig, die fachliche Unterstützung auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene besser zu nutzen, um die Verwaltungskapazität dort, wo es notwendig ist, zu verbessern; erachtet es als notwendig, die Forschungs- und Innovationsziele mit den Erfordernissen der lokalen und regionalen Entwicklung effizient miteinander in Einklang zu bringen;

4.
hält es für erforderlich, die Zusammenarbeit zwischen den Gebietskörperschaften, den Regionen und auf grenzüberschreitender Ebene (insbesondere im Rahmen der Zusammenarbeit mit Drittstaaten) durch die Einrichtung gemeinsamer Aktionsgruppen zu verbessern, um schweren Umweltzwischenfällen und anderen naturbedingten oder durch den Menschen verursachten Katastrophen und dadurch auch möglichen Langzeitfolgen vorzubeugen; fordert die Kommission auf, die Ausarbeitung von Rechtsvorschriften für die Nachhaltigkeit in der chemischen Industrie in Betracht zu ziehen;

5.
betont, dass klar und konsequent gewährleistet sein muss, dass umweltpolitische Maßnahmen in alle Politikbereiche integriert werden, wobei es sich um eine wichtige Aufgabe lokaler, regionaler und nationaler Behörden handelt; hebt hervor, dass die Gebietskörperschaften und die Vertreter der gesamtstaatlichen Ebene in die Konzeption und Entscheidungen im Hinblick auf die Gestaltung und Umsetzung von Maßnahmen einbezogen werden müssen, damit die Ziele der EU erreicht werden; betont, dass die Korrelation zwischen den besonderen Gegebenheiten auf lokaler und regionaler Ebene und den für die Umsetzung dieser Maßnahmen erforderlichen Strategien besonders wichtig ist;

6.
stellt fest, dass auf lokaler, regionaler und nationaler Ebene Finanzhilfen der EU geleistet werden müssen, damit die komplexen umweltpolitischen Herausforderungen und die damit verbundenen Risiken angegangen werden können; betont, dass die Ausarbeitung von regionalen, lokalen und grenzüberschreitenden Projekten und Programmen, die in engem Zusammenhang mit der Erhaltung der biologischen Vielfalt stehen, gefördert werden muss, und erachtet es als besonders wichtig, nichtstaatliche Organisationen, die Wissenschaft und den privaten und den öffentlichen Sektor in den Prozess der Erhaltung und Wiederherstellung der biologischen Vielfalt einzubeziehen;
7.
vertritt die Auffassung, dass sinnvolle Ergebnisse nur erzielt werden können, wenn auf regionaler und lokaler Ebene für die Umsetzung der Programme gesorgt ist und alle Interessenträger in diesen Prozess einbezogen werden; fordert, der Situation von Regionen und Gebieten mit besonderen geografischen Merkmalen – beispielsweise Inseln, Berggebieten oder dünn besiedelten Gebieten – Rechnung zu tragen; begrüßt den Vorschlag der Kommission, im Rahmen der Entscheidungsfindung auf lokaler und regionaler Ebene verstärkt auf Umweltverträglichkeitsprüfungen und strategische Umweltprüfungen zurückzugreifen;
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